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Präambel 
Auf Grund des § 1 Abs.3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. V. m. § 40 der Niedersächsi-schen Gemeindeordnung, hat der Rat der Stadt Dinklage diesen Bebauungsplan Nr. 93 „Gewerbege-biet Wiek“ 1. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Fest-setzungen, als Satzung beschlossen. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister Verfahrensvermerke  Planunterlage 
Kartengrundlage:    Liegenschaftskarte:       Maßstab: 1 : 1.000 Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich be-deutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ..............................). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und baulichen Anlagen geomet-risch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften Cloppenburg - Katasteramt Vechta-   Vechta, den ............................ _____________________________  Katasteramt Vechta Planverfasser 
Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von der Stadt Dinklage, Am Markt 1, 49413 Dinklage. 
Dinklage, den ............................  __________________                    (Unterschrift) Aufstellungsbeschluss 
Der VA der Stadt Dinklage hat in seiner Sitzung am 18.11.2019 die Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 93 „Gewerbegebiet Wiek“ 1. Änderung beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am FFFFF. ortsüblich bekannt gemacht. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister  

Öffentliche Auslegung 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Dinklage hat in seiner Sitzung am 18.11.2019 dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ............................ ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 93 1. Änderung mit der Begründung und die wesentlichen, be-reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom .........................bis .........................gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister Satzungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Dinklage hat den Bebauungsplan Nr. 93 1. Änderung nach Prüfung der Stellung-nahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am............................ als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister Inkrafttreten Der Satzungsbeschluss der Stadt ist gemäß § 10 (3) BauGB am ............................ ortsüblich bekannt-gemacht worden. Der Bebauungsplan Nr. 93 1. Änderung ist damit am ............................ in Kraft ge-treten. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister Verletzung von Vorschriften 
Innerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes Nr. 93 ist die Verletzung von Vor-schriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes Nr. 93 und der Begründung nicht geltend ge-macht worden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
Dinklage, den ............................  __________________  Bürgermeister Beglaubigungsvermerk Diese Ausfertigung der Planzeichnung stimmt mit der Urschrift überein.  Dinklage, den ............................  __________________  STADT DINKLAGE  Der Bürgermeister  

Textliche Festsetzungen 
1. Innerhalb der als eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe) festgesetzten Fläche sind von den allgemein zulässigen Nutzungen „Anlagen für sportliche Zwecke“ und von den ausnahmsweise zulässigen Nut-zungen „Anlagen für kirchliche, kultu relle, soziale  und gesundheitliche Zwecke“ und „Vergnügungsstät-ten“ sowie Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-leiter nicht zulässig. 2. In den eingeschränkten Gewerbegebietsflächen sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die nachfolgend angegebenen Emissionskontingente  LEK nach DIN 45691 weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten: GE e 1: LEK = 60 / 45 dB (A) pro m2 tags / nachts  GE e 2: LEK = 57 / 42 dB (A) pro m2 tags / nachts Die Prüfung der Einhal tung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 3. In den gemäß § 22 (4) BauNVO mit abweichender Bauweise festgesetzten Flächen gilt grundsätzlich die offene Bauweise, allerdings können die Gebäude die Länge von 50 m überschreiten.  4. Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen im Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie bzw. dem westlich an das Plangebiet angrenzenden Gewässer und der Baugrenze sind gemäß § 12 (6) BauNVO Garagen, offene Garagen (carports) gemäß § 12 BauNVO und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO nicht zulässig. 5. Die Errichtung baulicher Anlagen im Sinne der NBauO sowie Aufschüttungen und Abgrenzungen größe-ren Umfangs in einem Abstand von weniger als 20 m zur Fahrbahnkante des „Dinklager Rings“ sind nicht zulässig. Dies gilt auch für genehmigungsfreie bauliche Anlagen (z. B. auch für Werbeanlagen). 6. Aus Gründen des Hochwasserschutzes darf die Mindestausbauhöhe der geplanten Straße 26,2 m über NN und die Mindestsockelhöhe (Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens der geplanten Gebäude)  26,5 m über NN nicht unterschreiten. Die nach § 16 (2) BauNVO maximal zulässige Gebäudehöhe von 42,0 m über NN kann gemäß § 12 (6) BauNVO für einzelne technisch bedingte Anlagen wie Schornsteine, Abluftkamine o. ä. überschritten werden.  7. nicht betroffen 8. In der  gemäß § 9 (1) Nr. 10 BauGB festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft T 2 ist in beiden Teilstücken auf einer Länge von je ca. 60 m ein naturnahes Gewässerprofil zu entwicke ln. Es ist eine Böschungsaufweitung von ca. 5 m Breite herzustellen. Der Unterhaltungsweg (5 m Breite) ist in diesen Abschnitten abzusenken und von baulichen Anlagen oder Anpflanzungen freizuhalten. Die Fläche ist mi t Landschaftsrasen für Feucht-standorte einzusäen und maximal 2 x jährlich zu mähen. Das Mahdgut ist abzufahren. 9. nicht betroffen 10. nicht betroffen 11. nicht betroffen 12. nicht betroffen  13. Das anfallende Oberflächenwasser ist auf den Grundstücken zurückzuhalten.  

15. Sonstige Planzeichen
Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutzgegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- ImmissionsschutzgesetzesLW“=60 / 45 dB(A)tags / nachts Maximal zulässiger immissionswirksamer flächenbezogener Schallleistungspegel
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

5.  Grünflächen 
     Öffentliche Grünfläche 
   6.  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen oder Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
     Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft             
         
      
       

P L A N Z E I C H E N E R K L Ä R U N G    1.  Art der baulichen Nutzung 
   GEe  eingeschränkte Gewerbegebiete 
   2.  Maß der baulichen Nutzung    5,0  Baumassenzahl 
   0,8  Grundflächenzahl 
   OK  42m ü.  NN  Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß (OK= Oberkante) 
   3.  Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
   a  Abweichende Bauweise 
     Baugrenze 
     überbaubare Fläche   nicht überbaubare Fläche    4.  Verkehrsflächen      Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
     Straßenbegrenzungslinie     

    

Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan sind:
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Erleichterung von Planungsvorhaben für dieInnenentwicklung der Städte vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316)Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletztgeändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung undBereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466)Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58)

gezeichnet:geprüft:Datum: 07.02.2020
S. Friedrich
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Bebauungsplan Nr. 93"Gewerbegebiet Wiek" - 1. ÄnderungVerfahren gemäß §13 BauGB

STADT DINKLAGELandkreis Vechta

Übersichtsplan M 1 : 25.000

Es gilt die BauNVO 1990

Hinweis
1. Zum Schutz der zu erhaltenden Gehölze während der Bautätigkeiten ist die DIN 18920 „Regelungenzum Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten.
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühzeitliche Bodenfunde (das können u. a.sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen undSteinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs.1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der UnterenDenkmalschutzbehörde des Landkreises Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist derFinder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs.2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihrenSchutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeitgestattet.

L.S.

Amt IV - BauamtSTADT DINKLAGEDER BÜRGERMEISTERAm Markt 149413 Dinklage

05.03.2020
S. Friedrich


